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BUNDESSOZIALGERICHT 

Im Namen des Volkes  

Urteil  

in dem Rechtsstreit 

Verkündet am 
5. März 2014 
 

 

 

 

Az: B 12 R 4/12 R 
 
L 8 R 319/10 (LSG Nordrhein-Westfalen) 
S 6 R 217/08 (SG Aachen) 
 
 
………………………….., 
 
 
 Klägerin und Revisionsklägerin, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………….., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Revisionsbeklagte, 
 
beigeladen: 
 
……………….. . 
 
 
 
 
Der 12. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche Verhandlung vom 5. März 2014 

durch den Vorsitzenden Richter   Dr.  K r e t s c h m e r ,   die Richter   Dr.  B e r n s d o r f f     

und   B e c k    sowie die ehrenamtlichen Richter   H e h r    und   S t e i n  

für Recht erkannt: 

 

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 

23. Februar 2011 wird zurückgewiesen.  

 

Die Klägerin trägt auch die Kosten des Revisionsverfahrens.  

 

Der Streitwert für das Revisionsverfahren wird auf 5000 Euro festgesetzt.  

 

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2 - 

 

 

- 3 - 

G r ü n d e : 

 

I 

 

Die Beteiligten streiten über die Berechtigung einer Steuerberaterin, als Bevollmächtigte in 

einem Statusfeststellungsverfahren nach § 7a SGB IV aufzutreten. 

 

Die als Steuerberaterin tätige Klägerin hatte im April 2007 für den Beigeladenen (Gesellschafter 

und Prokurist eines vormals von ihr beratenen Unternehmens) bei der Beklagten (Deutsche 

Rentenversicherung <DRV> Bund) einen Antrag auf Durchführung eines Verfahrens nach § 7a 

SGB IV zur Klärung seines sozialversicherungsrechtlichen Status gestellt. Die Beklagte hatte die 

Durchführung dieses Verfahrens mangels ausreichender Datengrundlage (bestandskräftig) 

abgelehnt. Darüber hinaus hatte die Beklagte die Klägerin als Bevollmächtigte im Verwaltungs-

verfahren zurückgewiesen, weil ihre Tätigkeit eine unbefugte Besorgung fremder Rechtsangele-

genheiten nach dem Rechtsberatungsgesetz (RBerG) darstelle (Bescheid vom 28.8.2007; 

Widerspruchsbescheid vom 18.2.2008). 

 

Im September 2008 beantragte die Klägerin unter Bezugnahme auf das zum 1.7.2008 in Kraft 

getretene Gesetz über außergerichtliche Rechtsdienstleistungen - Rechtsdienstleistungsgesetz 

(RDG) - eine "Überprüfung" der Zurückweisungsentscheidung. Die Beklagte lehnte daraufhin die 

Aufhebung des Bescheides vom 28.8.2007 ab, da die Voraussetzungen des § 44 SGB X nicht 

erfüllt seien; die Tätigkeit der Klägerin im Anfrageverfahren stelle auch nach dem RDG eine 

erlaubnispflichtige - hier aber nicht erlaubte - Rechtsdienstleistung dar und sei ebenso nicht als 

Steuerberatern mögliche Nebenleistung iS von § 5 RDG zu qualifizieren (Bescheid vom 

9.10.2008; Widerspruchsbescheid vom 15.12.2008).  

 

Das dagegen angerufene SG hat die Klage abgewiesen: In Bezug auf den Ausgangsbescheid 

seien weder die Aufhebungsvoraussetzungen nach § 44 SGB X noch diejenigen des § 48 

SGB X erfüllt. Das Betreiben des Statusfeststellungsverfahrens für den Beigeladenen sei eine 

geschäftsmäßige Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten, die eine - hier nicht vorhan-

dene - Erlaubnis nach dem RBerG erfordert habe. Eine wesentliche Änderung der rechtlichen 

Verhältnisse sei zwischenzeitlich nicht eingetreten, weil auch unter Geltung des § 13 Abs 5 

SGB X (in der seit 18.12.2008 geltenden Fassung) sowie des RDG gleichermaßen eine 

Zurückweisung erfolgen müsse. Das Betreiben eines Anfrageverfahrens nach § 7a SGB IV sei 

erlaubnispflichtige Rechtsdienstleistung iS des § 2 Abs 1 RDG. Die Voraussetzungen einer 

erlaubnisfreien Nebenleistung iS von § 5 Abs 1 RDG seien nicht erfüllt, wie sich aus Gesetzes-

geschichte sowie normsystematischen Erwägungen ergebe; der Gesetzgeber habe bei der 

Neufassung des § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG eine Vertretungsbefugnis für Steuerberater nur für 

Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV vorgesehen, nicht aber darüber hinaus. In diesen Verfahren 

stünden - anders als in Verfahren nach § 7a SGB IV - beitragsrechtliche Fragen im Vordergrund. 
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Die Bildung einer Analogie scheide mangels vorhandener planwidriger Regelungslücke aus. 

Dieses Ergebnis begegne keinen verfassungsrechtlichen Bedenken (Urteil vom 27.11.2009).  

 

Das LSG hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen und zur Begründung im Wesentlichen 

auf das erstinstanzliche Urteil verwiesen; Rechtsprechung des BSG (Urteile vom 11.3.2009        

- B 12 R 11/07 R - BSGE 103, 17 = SozR 4-2400 § 7a Nr 2 sowie vom 4.6.2009 - B 12 R 6/08 R) 

ändere nichts an der rechtlichen Bewertung (Urteil vom 23.2.2011).  

 

Mit ihrer Revision rügt die Klägerin - die in der mündlichen Verhandlung vor dem Senat erklärt 

hat, es gehe ihr allein um die Klärung der Rechtslage unter Geltung des RDG - sinngemäß die 

Verletzung von § 2 Abs 1 und § 5 RDG sowie von § 13 Abs 5 SGB X. Sie meint, ihre Zurückwei-

sung als Bevollmächtigte sei rechtswidrig gewesen, weil die Vertretung im Anfrageverfahren 

nach § 7a SGB IV jedenfalls als Nebenleistung iS des - weit auszulegenden - § 5 RDG zulässig 

sei. Dieses Tätigwerden gehöre zu dem aus § 33 Steuerberatungsgesetz (StBerG) ersichtlichen 

Tätigkeits- und Berufsbild eines Steuerberaters, insbesondere zur Lohnbuchführung. Das Auf-

treten in Verfahren nach § 7a SGB IV stelle einen Annex zu der Haupttätigkeit von Steuerbera-

tern dar und weise einen sachlichen Zusammenhang damit auf. Dies folge auch aus der Befug-

nis zur Vertretung in Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV, die das BSG in seiner vom LSG 

zitierten Rechtsprechung im Verhältnis zu denjenigen nach § 7a SGB IV als inhaltlich und recht-

lich gleichwertig angesehen habe. Steuerberater verfügten - vom Gesetzgeber attestiert - auch 

über die zur Vertretung in solchen Verfahren erforderliche juristische Qualifikation. Darüber 

hinaus sei die Zurückweisung auch aufgrund der gebotenen analogen Anwendung des § 73 

Abs 2 S 2 Nr 4 SGG iVm § 13 Abs 6 SGB X rechtswidrig. Die für eine Analogie notwendige 

planwidrige Regelungslücke ergebe sich daraus, dass der Gesetzgeber des § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 

SGG noch nicht die erst später ergangene BSG-Rechtsprechung zur Gleichwertigkeit der Ver-

fahren habe kennen können. Die Beurteilung, ob eine Person Arbeitnehmer sei oder nicht, 

erfolge im Sozialversicherungsrecht und im Steuerrecht ohnehin nahezu deckungsgleich. 

Zudem hätten Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV auch nicht allein beitragsrechtliche Fragen 

im Vordergrund, sondern vielfach gehe es auch dort um den Status eines Mitarbeiters; es sei 

sogar eher davon auszugehen, dass Verfahren des § 7a SGB IV ein Minus gegenüber denjeni-

gen nach §§ 28h, 28p SGB IV darstellten.  

 

Die Klägerin beantragt, 

das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 23. Februar 2011 und 

das Urteil des Sozialgerichts Aachen vom 27. November 2009 aufzuheben sowie festzu-

stellen, dass der Bescheid der Beklagten vom 9. Oktober 2008 in der Gestalt des Wider-

spruchsbescheides vom 15. Dezember 2008 rechtswidrig gewesen ist,  

hilfsweise, 

das Urteil des Landessozialgerichts aufzuheben und die Sache dorthin zur erneuten Ver-

handlung und Entscheidung zurückzuverweisen.  
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Die Beklagte beantragt, 

die Revision der Klägerin zurückzuweisen. 

 

Sie sieht ihre Rechtsauffassung durch das angefochtene Urteil bestätigt.  

 

 

II 

 

Die zulässige Revision der Klägerin ist unbegründet.  

 

Zu Recht haben die Vorinstanzen den angefochtenen Bescheid der beklagten DRV Bund vom 

9.10.2008 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 15.12.2008 als rechtmäßig angese-

hen.  

 

1. Im vorliegenden Fall waren die ursprünglichen Bescheide der Beklagten (Bescheid vom 

28.8.2007; Widerspruchsbescheid vom 18.2.2008), durch die die Klägerin im Verwaltungsver-

fahren zurückgewiesen worden war, bestandskräftig geworden; ebenso hatte sich das damalige 

Statusfeststellungsverfahren selbst erledigt. Damit waren die nachfolgend auf ein Begehren der 

Klägerin zur "Überprüfung" hin gesondert ergangenen, nunmehr angefochtenen oa Bescheide 

einer Rechtmäßigkeitskontrolle daraufhin zu unterziehen, ob die Beklagte - von einer Konstella-

tion ähnlich wie bei einer unter dem Blickwinkel der Wiederholungsgefahr erhobenen Fortset-

zungsfeststellungklage (vgl dazu zB BSG SozR 3-1300 § 13 Nr 2 S 2; Keller in Meyer-

Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 131 RdNr 10a, 10b) ausgehend - die Befugnis 

der Klägerin zum Tätigwerden als Steuerberaterin in Anfrageverfahren des § 7a SGB IV für den 

Beigeladenen (ebenso wie dann für andere Mandanten) zu Recht verneint hatte und weiter ver-

neinte; die Beklagte hat dies damit begründet, dass die Tätigkeit unter der - zwischenzeitli-

chen - Geltung des RDG als erlaubnispflichtige (aber nicht erlaubte) Rechtsdienstleistung anzu-

sehen sei und die Tätigkeit auch nicht als zulässige Nebenleistung iS von § 5 RDG qualifiziert 

werden könne. Der Klägerin steht insoweit ein Rechtsschutzbedürfnis zur Seite, da sie in der 

mündlichen Verhandlung vor dem Senat erklärt hat, es gehe ihr allein noch (zukunftsgerichtet) 

um die Klärung der Rechtslage unter Geltung des RDG (und nicht mehr um den Rechtszustand 

unter Geltung des RBerG). Mit diesem Begehren kann die Klägerin indessen in der Sache kei-

nen Erfolg haben. Es ist auch unter dem Blickwinkel zwischenzeitlicher Gesetzesänderungen 

nicht zu beanstanden, dass die Beklagte an der Zurückweisung der Klägerin als Steuerberaterin 

in Anfrageverfahren nach § 7a SGB IV festhielt. 

 

2. Die Zurückweisung der Klägerin als Bevollmächtigte gemäß § 13 Abs 5 SGB X erfolgte auch 

unter Zugrundelegung der durch das RDG eingetretenen Rechtsänderungen (dazu unter a) 

rechtmäßig. Die Tätigkeit der Klägerin ist als Rechtsdienstleistung iS des § 2 RDG einzustufen 

(dazu unter b) und stellt auch keine zulässige Nebenleistung iS des § 5 RDG dar (dazu unter c). 

Eine Vertretungsbefugnis kann zudem nicht aus § 13 Abs 6 S 2 SGB X iVm § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 
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SGG hergeleitet werden (dazu d). Verfassungsrecht steht dieser gewonnenen Auslegung nicht 

entgegen (dazu e). 

 

a) Nach § 13 Abs 1 S 1 SGB X kann sich ein Beteiligter eines Verwaltungsverfahrens (dort) 

durch einen Bevollmächtigten vertreten lassen. Gemäß § 13 Abs 5 SGB X (hier anzuwenden idF 

von Art 2 Nr 1 des Vierten Gesetzes zur Änderung verwaltungsverfahrensrechtlicher Vorschrif-

ten vom 11.12.2008, BGBl I 2418) sind Bevollmächtigte und Beistände jedoch zurückzuweisen, 

wenn sie entgegen § 3 RDG (idF vom 12.12.2007, BGBl I 2840) Rechtsdienstleistungen erbrin-

gen. Nach § 3 RDG wiederum ist die selbstständige Erbringung außergerichtlicher Rechts-

dienstleistungen nur in dem Umfang zulässig, in dem sie durch das RDG oder durch oder auf-

grund anderer Gesetze (zB für Steuerberater durch § 3 Nr 1 StBerG) erlaubt wird. Als Rechts-

dienstleistung ist nach der in § 2 Abs 1 RDG enthaltenen Legaldefinition "jede Tätigkeit in kon-

kreten fremden" Angelegenheiten anzusehen, sobald sie eine "rechtliche Prüfung des Einzelfalls 

erfordert".  

 

b) Das Tätigwerden der Klägerin als Bevollmächtigte ist bereits im auf die Feststellung des 

sozialversicherungsrechtlichen Status gerichteten Verwaltungsverfahren nach § 7a SGB IV als 

Erbringung einer Rechtsdienstleistung iS von § 2 Abs 1 RDG zu werten.  

 

Das Tätigwerden der Klägerin im streitigen Verwaltungsverfahren stellt eine "konkrete fremde" 

Angelegenheit iS von § 2 Abs 1 RDG dar; denn sie erfolgte hier im Einzelfall und lag im wirt-

schaftlichen Interesse eines Dritten (vgl dazu allgemein Gesetzentwurf der Bundesregierung 

eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts, BT-Drucks 16/3655 S 48 zu § 2 

zu Abs 1 linke Spalte unter Hinweis auf die Rechtsprechung des BGH zum Rechtsberatungsge-

setz <RBerG>; BGH MDR 2011, 680 = Juris RdNr 29 ff), nämlich eines Mandanten der Klägerin, 

dessen sozialversicherungsrechtlicher Status zu klären und der Gesellschafter des vermeintli-

chen Arbeitgebers war. 

 

Das Merkmal des § 2 Abs 1 RDG, wonach zusätzlich zum Tätigwerden in einer fremden Ange-

legenheit eine "rechtliche Prüfung des Einzelfalls" erforderlich sein muss, ist - wie die Beklagte 

und das LSG zutreffend angenommen haben - im vorliegenden Fall ebenfalls zu bejahen. 

Bereits die Antragstellung und das Betreiben eines Verwaltungsverfahrens nach § 7a Abs 1 

SGB IV mit dem in diesem Zusammenhang nach Abs 4 der Regelung vorgesehenen obligatori-

schen Anhörungsverfahren machen eine solche "rechtliche Prüfung des Einzelfalls" erforderlich. 

Deswegen ist das Tätigwerden in einem solchen Fall nicht nur als für das Rechtsdienstleistungs-

recht irrelevante bloße - schwerpunktmäßig eher im außerrechtlichen Bereich liegende - techni-

sche Leistung im Rahmen der Umsetzung von Rechtsvorschriften einzustufen. 

 

aa) Der Senat muss nicht entscheiden, ob eine "rechtliche Prüfung" - in Anlehnung an die 

Gesetzesmaterialien zu § 2 RDG - (erst) dann vorliegt, wenn der vertretene Rechtsuchende eine 

"besondere" rechtliche Betreuung oder Aufklärung erkennbar erwartet oder eine solche Betreu-
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ung bzw Aufklärung nach der Verkehrsanschauung erforderlich ist (vgl dazu Gesetzentwurf, 

aaO, BT-Drucks 16/3655 S 46 zu § 2 zu Abs 1; vgl auch vom Stein in Kilian/Sabel/vom Stein, 

Das neue Rechtsdienstleistungsrecht, 2008, RdNr 30 ff) oder ob insoweit - wegen der Nichtauf-

nahme eines Tatbestandsmerkmals "besondere" in den Gesetzestext - (auch schon) alle Tätig-

keiten erfasst sind, die über eine einfache rechtliche Prüfung und bloße Rechtsanwendung 

hinausgehen und die (nur) einer gewissen Sachkunde bedürfen (so zB Unseld in Unseld/Degen, 

RDG, 2009, § 2 RdNr 12; Krenzler in Krenzler, RDG, 2010, § 2 RdNr 15; Finzel, KommRDG, 

2008, § 2 RdNr 7; Henssler/Deckenbrock, DB 2008, 41, 42); denn selbst wenn man für die 

Annahme einer Rechtsdienstleistung iS von § 2 Abs 1 RDG eine "besondere" Prüfung der 

Rechtslage im Sinne eines juristischen Subsumtionsvorgangs verlangt, wäre im vorliegend zu 

beurteilenden Fall von der Erbringung einer Rechtsdienstleistung bereits im Verwaltungsverfah-

ren - und nicht erst in einem Widerspruchsverfahren (vgl insoweit zu Recht BSG Urteil vom 

14.11.2013 - B 9 SB 5/12 R - Leitsatz 2 und Juris RdNr 36 ff, zur Veröffentlichung in SozR 

4-1300 § 13 Nr 1 und in BSGE vorgesehen) - auszugehen. Dies folgt bereits aus der den Rege-

lungsgegenstand des § 7a SGB IV bildenden Materie.  

 

bb) Das in § 7a SGB IV geregelte Anfrageverfahren zur Klärung des sozialversicherungsrechtli-

chen Status einer erwerbstätigen Person wurde - in seiner optionalen Form - mit Wirkung zum 

1.1.1999 durch das Gesetz zur Förderung der Selbständigkeit vom 20.12.1999 (BGBl I 2000, 2) 

eingeführt. Bezweckt war damit vor allem - außerhalb der Arbeitgeberprüfungen nach § 28p 

SGB IV - die Schaffung einer Möglichkeit zur rechtssicheren Klärung des sozialversicherungs-

rechtlichen Status in einem transparenten Verfahren durch eine einzige bundesweit tätige Clear-

ingstelle (= die damalige Bundesversicherungsanstalt für Angestellte). Mit diesem Verfahren 

sollten sich einander widersprechende Entscheidungen von Versicherungsträgern vermieden 

werden, sofern nicht bereits zuvor ein Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV eingeleitet worden 

war (vgl Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen eines Gesetzes zur 

Förderung der Selbständigkeit, BT-Drucks 14/1855 S 7 zu Nr 2 zu § 7a Abs 1).  

 

Mit Wirkung zum 1.1.2005 wurde die Regelung in Abs 1 S 2 dahin ergänzt, dass eine Einzugs-

stelle bei Anmeldung eines Beschäftigten, der Familienangehöriger des Arbeitgebers oder 

geschäftsführender Gesellschafter einer GmbH ist, obligatorisch ein Statusfeststellungsverfah-

ren einzuleiten hat (vgl Art 4 Nr 3 Viertes Gesetz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt 

vom 24.12.2003, BGBl I 2954). Darüber hinaus erfolgte zum 1.10.2005 (Art 5 Nr 2 Gesetz zur 

Organisationsreform in der gesetzlichen Rentenversicherung vom 9.12.2004, BGBl I 3242) eine 

der neuen Organisationsstruktur der gesetzlichen Rentenversicherung geschuldete sprachliche 

Anpassung, indem die früher der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte zugewiesene 

Zuständigkeit auf die DRV Bund überging, sowie zum 1.1.2008 eine Ergänzung des Kriteriums 

der Familienzugehörigkeit um Abkömmlinge (Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial-

gesetzbuch und anderer Gesetze vom 19.12.2007, BGBl I 3024).  
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Rechtsfolge des Antragsverfahrens des § 7a SGB IV ist nach seinem Abs 6 S 1 ua, dass, wenn 

der Antrag innerhalb eines Monats nach Aufnahme der Tätigkeit gestellt wird und die DRV Bund 

ein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis feststellt, die Versicherungspflicht - ab-

weichend von den allgemeinen Regelungen in den einzelnen Versicherungszweigen der Sozial-

versicherung und des Arbeitsförderungsrechts - erst mit der Bekanntgabe der Entscheidung 

eintritt, sofern der Beschäftigte zustimmt (Nr 1) und er für den Zeitraum zwischen Aufnahme der 

Beschäftigung und der Entscheidung eine Absicherung gegen das finanzielle Risiko von Krank-

heit und zur Altersvorsorge vorgenommen hat, die der Art nach den Leistungen der gesetzlichen 

Krankenversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung entspricht (Nr 2). Darüber 

hinaus wird der Gesamtsozialversicherungsbeitrag nach § 7a Abs 6 S 2 SGB IV - abweichend 

von den allgemeinen Regelungen in §§ 22, 23 SGB IV - erst zu dem Zeitpunkt fällig, zu dem die 

Entscheidung, dass eine Beschäftigung vorliegt, unanfechtbar geworden ist. Bei optionalen 

Statusanfragen, zu denen ein Verwaltungsakt der DRV Bund erlassen wird, haben nach § 7a 

Abs 7 S 1 SGB IV Widerspruch und Klage - abweichend von § 86a Abs 2 Nr 1 SGG - aufschie-

bende Wirkung; zudem ordnet Satz 2 der Regelung an, dass - abweichend von der Sechs-

Monats-Frist des § 88 Abs 1 S 1 SGG - die für die Erhebung einer Untätigkeitsklage geltende 

Frist auf Erlass einer Entscheidung (nur) drei Monate beträgt. 

 

cc) Für die Tätigkeit in den dargestellten Anfrageverfahren, in denen es um die Abgrenzung zwi-

schen - kraft Gesetzes eintretender - Versicherungspflicht in den Zweigen der Sozialversiche-

rung wegen (abhängiger) Beschäftigung einerseits oder die fehlende Versicherungspflicht auf-

grund anzunehmender Selbstständigkeit geht, bedarf es typischerweise einer besonderen 

Sachkunde auf dem Gebiet des Sozialversicherungsrechts. Schon mit der Frage, ob ein solches 

Verfahren - soweit es nicht ohnehin nach § 7a Abs 1 S 2 SGB IV obligatorisch durchzuführen 

ist - überhaupt durch entsprechende Antragstellung und (schon oder noch) zu einem bestimm-

ten Zeitpunkt eingeleitet wird, sind wegen der damit verbundenen weitreichenden und den Vor-

stellungen der jeweils beteiligten Personen möglicherweise widersprechenden versiche-

rungs- und beitragsrechtlichen Konsequenzen ebenso generell erhöhte Anforderungen verbun-

den wie auch mit dem Vorbringen in einem solchen Verfahren.  

 

(1) Für die Abgrenzung von Beschäftigung und Selbstständigkeit ist in erster Linie die höchst-

richterliche Rechtsprechung des BSG in den Blick zu nehmen, weil nur in Kenntnis der dort ent-

wickelten Kriterien und entschiedenen Anwendungsfälle eine sach- und interessengerechte 

Wahrnehmung der rechtlichen Interessen eines Betroffenen gegenüber der Beklagten als einer 

auf die relevanten Fragestellungen spezialisierten Behörde möglich ist. Eine adäquate Vertre-

tung und Interessenwahrnehmung "auf Augenhöhe" mit dem Sozialversicherungsträger be-

schränkt sich typischerweise nicht in der bloßen Übermittlung und Weitergabe tatsächlicher 

Umstände an die Fachbehörde. Die Vertretung kann daher angemessen und verfahrenseffektiv 

nur dann in der gebotenen Weise erfolgen, wenn der Bevollmächtigte über fundierte Kenntnisse 

darüber verfügt, auf welche verfahrensrechtlichen, materiell-rechtlichen und tatsächlichen 

Gesichtspunkte es im Verfahren nach § 7a SGB IV im Einzelnen ankommt bzw ankommen 
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kann. Die dabei zu beachtenden allgemeinen Grundsätze und die für die gesetzlichen Tatbe-

standsmerkmale maßgebenden Umstände sind indessen überaus komplex: Beurteilungsmaß-

stab für das Vorliegen einer (abhängigen) Beschäftigung ist § 7 Abs 1 S 1 SGB IV, wonach 

"Beschäftigung" als die nichtselbstständige Arbeit, "insbesondere" in einem Arbeitsverhältnis 

definiert ist. Nach der ständigen Rechtsprechung des BSG setzt eine Beschäftigung voraus, 

dass ein Arbeitnehmer von einem Arbeitgeber persönlich abhängig ist. Bei einer Beschäftigung 

in einem fremden Betrieb ist dies der Fall, wenn der Beschäftigte in den Betrieb eingegliedert ist 

und dabei einem Zeit, Dauer, Ort und Art der Ausführung umfassenden Weisungsrecht des 

Arbeitgebers unterliegt. Diese Weisungsgebundenheit kann - vornehmlich bei Diensten höherer 

Art - eingeschränkt und zur "funktionsgerecht dienenden Teilhabe am Arbeitsprozess" verfeinert 

sein. Demgegenüber ist eine selbstständige Tätigkeit vornehmlich durch das eigene Unterneh-

merrisiko, das Vorhandensein einer eigenen Betriebsstätte, die Verfügungsmöglichkeit über die 

eigene Arbeitskraft und die im Wesentlichen frei gestaltete Tätigkeit und Arbeitszeit gekenn-

zeichnet. Ob jemand abhängig beschäftigt oder selbstständig tätig ist, richtet sich ausgehend 

von den genannten Umständen nach dem Gesamtbild der Arbeitsleistung und hängt davon ab, 

welche Merkmale überwiegen (stRspr; vgl zum Ganzen aus jüngerer Zeit BSG SozR 4-2400 

§ 28e Nr 4 RdNr 17; BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 6 RdNr 14 mwN; BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 15 

RdNr 16 mwN; BSGE 111, 257 = SozR 4-2400 § 7 Nr 17, RdNr 15 mwN; s insbesondere auch 

BSG SozR 3-2400 § 7 Nr 19 S 69 f, Nr 13 S 31 f und Nr 4 S 13, jeweils mwN; BSGE 78, 34, 36 

= SozR 3-2940 § 2 Nr 5 S 26 f mwN sowie - zur Verfassungsmäßigkeit der Abgrenzungskriterien 

BVerfG SozR 3-2400 § 7 Nr 11). Dabei setzt die Zuordnung einer Tätigkeit nach deren Gesamt-

bild zum rechtlichen Typus der Beschäftigung bzw selbstständigen Tätigkeit (vgl auch § 7a 

Abs 2 SGB IV) voraus, dass alle nach Lage des Einzelfalls als Indizien in Betracht kommenden 

Umstände festgestellt, in ihrer Tragweite zutreffend erkannt und gewichtet, in die Gesamtschau 

mit diesem Gewicht eingestellt und nachvollziehbar, dh den Gesetzen der Logik entsprechend 

und widerspruchsfrei gegeneinander abgewogen werden (vgl BSG SozR 4-2400 § 7 Nr 15 Leit-

satz und RdNr 25 ff).  

 

(2) Obwohl die Beklagte im Zusammenhang mit dem Anfrageverfahren des § 7a SGB IV als 

sachlich zuständige Behörde besondere Ermittlungs-, Anhörungs- und Darlegungspflichten 

treffen (vgl Abs 2 bis 5 der Regelung), müssen vor dem aufgezeigten Hintergrund schon im 

Antragsverfahren (und nicht erst im Widerspruchsverfahren, vgl dazu erneut BSG Urteil vom 

14.11.2013, aaO, Leitsatz 2 und Juris RdNr 36 ff) die für die begehrte Verwaltungsentscheidung 

rechtlich erheblichen Zusammenhänge auch von den Anfragenden sorgfältig in den Blick 

genommen werden. Ein für einen Beteiligten in einem solchen Verfahren auftretender Bevoll-

mächtigter muss dafür Sorge tragen und einschätzen können, dass die Beklagte als zur Ent-

scheidung berufener Sozialversicherungsträger auch tatsächlich alle für die Beurteilung des 

sozialversicherungsrechtlichen Status eines Erwerbstätigen relevanten Umstände vollständig 

und zutreffend ermittelt und der von ihm vertretene Beteiligte dazu entsprechende Angaben 

macht. Er muss insbesondere auch solche rechtlichen Gesichtspunkte und Tatsachen erkennen 

und gegenüber der Beklagten kommunizieren können, die möglicherweise nicht standardmäßig 
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in Antragsformularen der Beklagten abgefragt werden, die aber gleichwohl im Rahmen der 

Gesamtabwägung für die zu treffende abschließende Entscheidung von Bedeutung sein kön-

nen. 

 

Die nach §§ 20 ff SGB X bestehenden Pflichten der Beklagten im Anfrageverfahren machen 

eine "rechtliche" Prüfung des Einzelfalls iS von § 2 Abs 1 RDG durch einen Bevollmächtigten 

nicht überflüssig. Denn diese entbinden nicht von der Notwendigkeit "eigenen Mitdenkens" der 

Beteiligten und besagen nicht, dass die erforderliche Tätigkeit von Bevollmächtigten in Anfrage-

verfahren des § 7a SGB IV auf die bloße Angabe von Tatsachen und ggf Beibringung von 

Beweismitteln beschränkt wäre. Die - sonst eigentlich entbehrliche - Hervorhebung der Pflichten 

der Beklagten in dieser Regelung macht vielmehr gerade deutlich, dass insoweit Besonderhei-

ten gelten. Diese Pflichten kommen nicht zuletzt darin zum Ausdruck, dass die Beklagte den 

Beteiligten nach § 7a Abs 4 SGB IV vor Ergehen einer abschließenden Verwaltungsentschei-

dung mitzuteilen hat, welche Entscheidung sie zu treffen beabsichtigt, wobei sie die Tatsachen 

bezeichnet, auf die sie ihre Entscheidung stützen will, und den Beteiligten Gelegenheit gibt, sich 

zu der beabsichtigten Entscheidung zu äußern. Dass spätestens in diesem Stadium des Ver-

waltungsverfahrens im Rahmen der qualifizierten Anhörung, die über die allgemein in § 24 

SGB X geregelte Anhörung hinausgeht, auch ein eigenes Durchdenken und eine eigene sozial-

versicherungsrechtliche Einschätzung des Adressaten (bzw seines Bevollmächtigten) nötig ist, 

kann vernünftigerweise nicht in Zweifel gezogen werden.  

 

(3) Die (auch) "rechtliche" Komplexität des Statusfeststellungsverfahrens zeigt sich im Übrigen 

bereits an den Fragen des (in den Verwaltungsvorgängen befindlichen) von der Beklagten aus-

gegebenen Formantragsformulars. Dort werden in nicht unerheblichem Umfang Gegebenheiten 

abgefragt, die über die bloße Ermittlung tatsächlicher Umstände hinausgehen und rechtlich 

wertende Überlegungen bei der Beantwortung der Fragen erfordern. So werden von den Betei-

ligten zB auch Informationen darüber erbeten, ob neben der Tätigkeit, für die die konkrete Fest-

stellung des versicherungsrechtlichen Status begehrt wird, weitere "abhängige" oder "selbst-

ständige" Tätigkeiten ausgeübt werden. Derartiges kann - wie allgemein im Verfahren nach § 7a 

SGB IV - letztlich nicht ohne rechtliche Kenntnisse über die typischen, in der sozialgerichtlichen 

Rechtsprechung wiederholt behandelten Problemfelder beantwortet werden, etwa die Beurtei-

lung von Erwerbstätigkeiten bei juristischen Personen, in Familienunternehmen und Familienge-

sellschaften sowie solchen im Zusammenhang mit freier Mitarbeit oder in modernen Erwerbs-

formen. 

 

(4) Die Einschätzung, dass die vorstehend dargestellten Umstände die Bejahung einer Rechts-

dienstleistung iS von § 2 RDG wegen anzunehmender "rechtlicher" Prüfungen gebieten, wird im 

Übrigen auch durch die Gesetzesmaterialien zur Novellierung des Rechtsberatungsrechts 

bestätigt. Dort wird für die Vertretung in Einzugsstellen- und Betriebsprüfungsverfahren nach 

§§ 28h, 28p SGB IV eine besondere Sachkunde auf dem Gebiet des Sozialversicherungsrechts 
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für erforderlich erachtet (vgl Gesetzentwurf der Bundesregierung, aaO, BT-Drucks 16/3655 S 95 

zu Nr 3 Abs 2 <§ 73 des Entwurfs>).  

 

c) Die mithin als "Rechtsdienstleistung" iS von § 2 Abs 1 RDG zu qualifizierende Tätigkeit der 

Klägerin in einem Anfrageverfahren nach § 7a SGB IV (anders der für Antragsverfahren zu 

Erstfeststellungen nach dem Schwerbehindertenrecht entschiedenen Fall des 9. Senats des 

BSG im Urteil vom 14.11.2013 - B 9 SB 5/12 R - Leitsatz 1 und Juris RdNr 33 ff <in Juris 

RdNr 35 die Beurteilung der vorliegenden Konstellation ausdrücklich offenlassend>) ist auch 

nicht nach § 5 Abs 1 RDG erlaubt. 

 

aa) § 5 Abs 1 S 1 RDG bestimmt, dass "Rechtsdienstleistungen im Zusammenhang mit einer 

anderen Tätigkeit" erlaubt sind, "wenn sie als Nebenleistung zum Berufs- oder Tätigkeitsbild 

gehören". Nach Satz 2 der Regelung ist die Frage, ob eine Nebenleistung vorliegt, "nach ihrem 

Inhalt, Umfang und sachlichen Zusammenhang mit der Haupttätigkeit unter Berücksichtigung 

der Rechtskenntnisse zu beurteilen, die für die Haupttätigkeit erforderlich sind". An einem sol-

chen Nebenleistungscharakter und sachlichen Zusammenhang zum Berufs- und Tätigkeitsbild 

eines Steuerberaters fehlt es beim Tätigwerden eines Steuerberaters in einem Anfrageverfah-

ren. 

 

bb) § 5 RDG stellt - ähnlich wie die (indessen strengeren Vorgaben unterliegende) Vorgängerre-

gelung des Art 1 § 5 RBerG - einen Ausnahmetatbestand zu § 3 RDG (Erlaubnis durch das 

RDG) gegenüber dem grundsätzlichen Verbot der Erbringung von Rechtsdienstleistungen dar. 

Auf diesen Ausnahmetatbestand können sich auch Angehörige der steuerberatenden Berufe 

berufen, die Rechtsdienstleistungen in einem speziellen Bereich des Rechts als Hauptleistung 

erbringen, soweit sie darüber hinaus andere Rechtsdienstleistungen als Nebenleistung erbrin-

gen (so Gesetzesbegründung der Bundesregierung, aaO, BT-Drucks 16/3655 S 51 zu § 5; vgl 

auch Kleine-Cosack, RDG, 2. Aufl 2008, § 5 RdNr 4; Römermann in Grunewald/Römermann, 

RDG, 2008, § 2 RdNr 91).  

 

Die Kern- und Haupttätigkeit eines Steuerberaters besteht in der geschäftsmäßigen "Hilfelei-

stung in Steuersachen" (vgl § 2, § 3 Nr 1, §§ 32, 33 StBerG). Gemäß § 33 S 1 StBerG haben 

Steuerberater die "Aufgabe, im Rahmen ihres Auftrags ihre Auftraggeber in Steuersachen zu 

beraten, sie zu vertreten und ihnen bei der Bearbeitung ihrer Steuerangelegenheiten und bei der 

Erfüllung ihrer steuerlichen Pflichten Hilfe zu leisten". Die steuerliche Beratung ist danach eine 

auf dieses spezielle Fachgebiet beschränkte Rechtsberatung (BSG Urteil vom 14.11.2013          

- B 9 SB 5/12 R, aaO, Juris RdNr 39; BSG SozR 3-1300 § 13 Nr 3 S 8; vgl BVerfGE 80, 269, 

280; Gehre/Koslowski, StBerG, 6. Aufl 2009, § 33 RdNr 13; Henssler/Deckenbrock, DB 2008, 

41, 43).  

 

Zwar hat die Beratung in steuerlichen Angelegenheiten häufig Bezugspunkte hin zu außersteu-

errechtlichen Regelungen; denn vielfach ist das außersteuerliche Recht Bestandteil eines steu-
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errechtlich bedeutsamen Tatbestandes. Soweit es im Hinblick auf die steuerrechtlichen Gege-

benheiten geboten ist, erstreckt sich die Beratungspflicht eines Steuerberaters in solchen Fällen 

auch auf diese - der Tätigkeit eines Steuerberaters an sich grundsätzlich fremden - Rechtsge-

biete (BSG Urteil vom 14.11.2013 - B 9 SB 5/12 R, aaO, Juris RdNr 39; vgl BSG SozR 3-1300 

§ 13 Nr 3 S 8 mwN). Dies bedeutet indessen nicht, dass eine Tätigkeit auf außersteuerlichen 

Rechtsgebieten bereits deshalb dem Berufs- und Tätigkeitsbild eines Steuerberaters zuzuord-

nen ist, nur weil bestimmte Tatbestände überhaupt für die steuerliche Beratung relevant sind (so 

aber Draf/Beyer-Petz, DStR 2013, 280). Das Steuerrecht erfasst eine Vielzahl von Vorgängen, 

für welche auch Vorschriften aus anderen Rechtsgebieten bedeutsam sein können. Nähme man 

schon allein deswegen einen Zusammenhang mit dem Berufs- und Tätigkeitsbild eines Steuer-

beraters an, wären Steuerberater letztlich annähernd unbeschränkt berechtigt, auf allen Rechts-

gebieten berufliche Aktivitäten zu entfalten.  

 

Unter diesem Blickwinkel muss eine Beratung und Vertretung in Fragen des sozialversiche-

rungsrechtlichen Status in Verfahren gemäß § 7a SGB IV durch Steuerberater ausscheiden. 

Dies gilt auch unter dem Gesichtspunkt, dass Steuerberater für Arbeitgeber oftmals die Lohn-

buchführung - dh die Erfassung, Abrechnung und Buchung der Arbeitsentgelte sowie der 

gesetzlichen Abzüge hiervon - vornehmen und vornehmen dürfen (ebenso Gehre/Koslowski, 

aaO, § 33 RdNr 13; vgl - zum Vorgängerrecht des RBerG - OLG Düsseldorf Urteil vom 9.7.2002 

- 23 U 222/01 - Juris; aA Hässel/Hengsberger, BB 2009, 135, 138 f). 

 

cc) Das in § 5 Abs 1 S 2 RDG für das Vorliegen einer Nebenleistung aufgestellte Kriterium, dass 

es dafür "Rechtskenntnisse … (bedarf), die für die Haupttätigkeit erforderlich sind", steht der 

gegenteiligen Ansicht der Klägerin entgegen. Um als Nebenleistung zu gelten, muss es sich 

dabei im Einzelfall nämlich um eine Tätigkeit handeln, die ein Steuerberater mit seiner berufli-

chen Qualifikation ohne Beeinträchtigung des in § 1 RDG genannten Schutzzwecks, die Recht-

suchenden, den Rechtsverkehr und die Rechtsordnung vor unqualifizierten Rechtsdienstleistun-

gen zu schützen, miterledigen kann (BSG Urteil vom 14.11.2013 - B 9 SB 5/12 R, aaO, Juris 

RdNr 40). Maßgebend ist insoweit nicht die individuelle Qualifikation des Rechtsdienstleisten-

den, sondern die allgemeine berufstypische juristische Qualifikation des Betroffenen im Rahmen 

seiner Haupttätigkeit (vgl BSG, ebenda; BT-Drucks 16/3655 S 54; Dreyer/Müller in 

Dreyer/Lamm/Müller, RDG, 2009, § 5 RdNr 30; Weth in Henssler/Prütting, BRAO, 3. Aufl 2010, 

§ 5 RDG RdNr 12; Kleine-Cosack, aaO, § 5 RdNr 66; Hirtz in Grunewald/Römermann, RDG, 

2008, § 5 RdNr 52; Unseld in Unseld/Degen, RDG, 2009, § 5 RdNr 19; Finzel, KommRDG, 

2008, § 5 RdNr 11). Bleiben dagegen die für die Haupttätigkeit erforderlichen Rechtskenntnisse 

hinter denjenigen für die Erbringung der (vermeintlichen) Nebenleistung erforderlichen Kennt-

nissen zurück, kann die Nebenleistung nicht erlaubnisfrei erbracht werden; dies gebieten der 

zentral in § 1 RDG angesprochene Schutz der Rechtsuchenden, des Rechtsverkehrs und der 

Rechtsordnung (vgl Krenzler in Krenzler, RDG, 2010, § 5 RdNr 40).  
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Dass die für die Haupttätigkeit erforderlichen Rechtskenntnisse hinter den für die Erbringung der 

(vermeintlichen) Nebenleistung erforderlichen Kenntnissen zurückbleiben, folgt für Steuerberater 

in Bezug auf das Verhältnis Lohnbuchführung - Anfrageverfahren vor allem daraus, dass das 

Sozialversicherungsrecht nicht einmal zu denjenigen Prüfungsgebieten gehört, welche im Rah-

men einer den Zugang zum Beruf eröffnenden, erfolgreich zu absolvierenden Steuerberater-

prüfung bedeutsam sind. Nach § 37 Abs 3 S 1 Nr 1 bis 8 StBerG gehören dazu neben dem 

steuerlichen Verfahrensrecht sowie Steuerstraf- und Steuerordnungswidrigkeitenrecht (Nr 1) im 

Einzelnen genannte Materien des Steuerrechts (Nr 2 bis 4). In Bezug auf das außersteuerliche 

Recht werden dagegen in Nr 5 nur das "Handelsrecht sowie Grundzüge des Bürgerlichen 

Rechts, des Gesellschaftsrechts, des Insolvenzrechts und des Rechts der Europäischen Union" 

sowie in Nr 8 das "Berufsrecht" angesprochen. Demgegenüber fehlt eine Regelung über das 

Sozialversicherungsrecht. Dieses kann auch weder den in Nr 5 aufgeführten Materien zugeord-

net werden noch ist offenkundig eine Subsumtion unter die übrigen in Nr 6 ("Betriebswirtschaft 

und Rechnungswesen") und Nr 7 ("Volkswirtschaft") angesprochenen wirtschaftswissenschaftli-

chen Fachdisziplinen möglich. 

 

Schon aus diesen Regelungen ist zu entnehmen, dass die bei Steuerberatern unterstellten und 

zu erwartenden Rechtskenntnisse hinter denen eines umfassend ausgebildeten und in rechtli-

chen Angelegenheiten allgemein vertretungsbefugten Rechtsanwalts zurückbleiben. Auch wenn 

Rechtsanwälte nicht zwingend über spezifisch sozialversicherungsrechtliche Kenntnisse verfü-

gen - insbesondere keine entsprechend ausgewiesenen Fachanwälte sein - müssen, so beruht 

ihre umfassende Vertretungsbefugnis darauf, dass - aufgrund erworbener und unter Beweis 

gestellter Kenntnisse und Fähigkeiten in der spezifischen juristischen Methodik und Arbeits-

weise - von einer umfassenden Eignung in juristischen Belangen ausgegangen wird. Vergleich-

bares fehlt bei Steuerberatern. 

 

dd) Aus dem Umstand, dass sich die Abgrenzung zwischen (versicherungspflichtiger) Beschäf-

tigung und (nicht versicherungspflichtiger) Selbstständigkeit im Sozialversicherungsrecht oftmals 

nach ähnlichen Kriterien bestimmen kann wie bei der einkommensteuerrechtlichen Behandlung, 

ist für die Frage der Vertretungsbefugnis von Steuerberatern im Statusfeststellungsverfahren 

ebenfalls nichts herzuleiten. Ein sachlicher Zusammenhang mit steuerberaterlichen Haupttätig-

keiten iS von § 5 Abs 1 RDG unter dem Blickwinkel der dafür erforderlichen - vermeintlich ohne-

hin vorhandenen - Rechtskenntnisse des Steuerberaters in seinen Kerngebieten muss auch 

insoweit verneint werden. 

 

Das ergibt sich bereits daraus, dass die Rechtsprechung zum Sozialversicherungsrecht inhalt-

lich durchaus von derjenigen zum Steuerrecht abweichen kann (zutreffend im vorliegenden 

Zusammenhang auch Beyer-Petz, DStR 2010, 77; aA Arens/Pelke, DStR 2012, 627, 628). Das 

Ergebnis steuerrechtlicher Beurteilungen hat für die Rechtslage im Sozialversicherungsrecht im 

Rahmen der - oben unter 2. b) cc) (1) dargestellten - dort vorzunehmenden Gesamtwürdigung 

nur die Bedeutung als "ein Indiz neben anderen Indizien". Darüber hinaus besteht keine naht-
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lose Übereinstimmung beider Rechtsgebiete, insbesondere keine Bindungs- oder gar Tatbe-

standswirkung von Entscheidungen der Finanzbehörden sowie der Gerichte der Finanzgerichts-

barkeit; Sozialversicherungsträger und Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit sind vielmehr der 

eigenständigen sozialversicherungsrechtlichen Prüfung im Einzelfall nicht enthoben, ob eine 

Beschäftigung oder eine selbstständige Tätigkeit vorliegt (vgl schon BSGE 3, 30, 40 = SozR 

Nr 18 zu § 164 SGG; BSG SozR Nr 68 zu § 165 RVO; BSG SozR 2200 § 165 Nr 45 S 68 mwN; 

Seewald in Kasseler Komm, § 7 SGB IV RdNr 79 mwN, Bearbeitungsstand Oktober 2009). Dies 

müssten auch Bevollmächtigte in Statusfeststellungsverfahren beachten und demzufolge auch 

über zu unterstellende entsprechende Kenntnisse des Sozialversicherungsrechts verfügen. 

 

Unbeschadet dessen ist in den Blick zu nehmen, dass gerade in Bezug auf das Anfrageverfah-

ren ohnehin verfahrensrechtliche Abweichungen des Sozialversicherungs- und Sozialverwal-

tungsrechts gegenüber dem Steuerverfahrensrecht bestehen (vgl nur § 44 SGB X, aber zB auch 

BSGE 103, 17 = SozR 4-2400 § 7a Nr 2, Leitsatz und RdNr 14 ff <Unzulässigkeit einer Ele-

mentenfeststellung in Bezug auf diesen Komplex> sowie BSG SozR 4-2400 § 7a Nr 3 <Status-

feststellung auch bei beendetem Auftragsverhältnis>). Diese Regelungen finden keine Entspre-

chung im steuerlichen Verfahrensrecht.  

 

Nicht unbeachtet bleiben kann bei alledem ferner, dass sozialversicherungsrechtliche Anfrage-

verfahren nicht zwingend im Zusammenhang mit Aufgaben einer Lohnbuchführung stehen müs-

sen, sondern auch isoliert davon eingeleitet werden können bzw von Amts wegen von den Ein-

zugsstellen einzuleiten sind (vgl § 7a Abs 1 S 2 SGB IV). Es wäre indessen kein rechtlich taugli-

ches Kriterium, für die Vertretungsbefugnis von Steuerberatern in Anfrageverfahren danach zu 

differenzieren, aufgrund welcher Umstände es zu einer Verfahrenseinleitung kommt.  

 

ee) Der für eine Qualifizierung als zulässige Nebenleistung iS von § 5 Abs 1 RDG notwendige 

sachliche Zusammenhang mit einer anderen erlaubten Tätigkeit kann im Übrigen nicht schon 

durch die zwischen einem Steuerberater und seinem Auftraggeber getroffene Mandatsvereinba-

rung hergestellt werden; das Vorliegen eines Zusammenhangs kann sich vielmehr nur nach 

objektiven Kriterien richten (vgl Kleine-Cosack, aaO, § 5 RdNr 47; Hirtz in Grunewald/Römer-

mann, aaO, § 5 RdNr 162 f). Eine innere bzw inhaltliche Verbindung der zu beurteilenden 

(Neben-)Tätigkeit zu einer Haupttätigkeit wäre vor allem dann anzunehmen, wenn die Nichterle-

digung der Nebenleistung auch die sachgerechte Erfüllung der (zulässigen) Hauptleistung des 

Steuerberaters beeinträchtigt; kann dagegen unter Berücksichtigung des wohlverstandenen 

Interesses des Auftraggebers die Nebenleistung auch selbstständig von einem dafür qualifizier-

ten Dritten (hier: Rechtsanwalt) erbracht werden, ohne dass der Steuerberater insoweit an der 

sachgerechten Erfüllung der ihm gesetzlich übertragenen Hauptaufgabe merklich beeinträchtigt 

wird, spricht dies gegen das Vorliegen einer von § 5 RDG erfassten Nebenleistung (vgl Hirtz in 

Grunewald/Römermann, aaO, § 5 RdNr 50, 163).  
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Dem steht nicht entgegen, dass sich in der vorliegend zu beurteilenden Konstellation die Frage 

des sozialversicherungsrechtlichen Status eines Erwerbstätigen als Vorfrage im Rahmen der 

zulässigerweise wahrgenommenen Lohnbuchführung (vgl § 13 Abs 6 S 2 SGB X iVm § 73 

Abs 2 S 2 Nr 4 SGG sowie § 28h SGB IV - dazu näher sogleich unter d) als eine der typischen 

Aufgaben eines Steuerberaters gegenüber einem Arbeitgeber stellen kann (vgl Beyer-Petz, 

DStR 2010, 77; Gahle, DB 2011, 1622, 1623, beide aus diesem Grunde für die vollumfängliche 

Mitbetreuungsmöglichkeit auch in Antragsverfahren nach § 7a SGB IV). Ein Steuerberater wäre 

indessen nicht über Gebühr an der sachgerechten Erfüllung der ihm nach dem Gesetz übertra-

genen Hauptaufgabe gehindert oder merklich beeinträchtigt, wenn die Durchführung eines Sta-

tusfeststellungsverfahrens an den Antragsteller selbst oder einen Rechtsanwalt überantwortet 

wird. Zwar wird häufig zunächst der Steuerberater im Sinne von Vorüberlegungen und Vorfragen 

Erwägungen darüber anzustellen haben, ob ein Mitarbeiter den dafür zuständigen Trägern der 

Sozialversicherung nach § 28a SGB IV als Beschäftigter zu melden ist oder nicht. Er hat in 

einem solchen Fall indessen ebenso die Möglichkeit, eine Entscheidung der Einzugsstelle über 

die Versicherungspflicht nach § 28h Abs 2 SGB IV herbeizuführen und wäre insoweit nicht auf 

das bei der beklagten DRV Bund durchzuführende, mit - wie oben dargestellt - verfahrensrecht-

lichen Besonderheiten und Konsequenzen verbundene förmliche und die Wahrnehmung einer 

erlaubnispflichtigen Rechtsdienstleistung erfordernde Anfrageverfahren des § 7a SGB IV 

beschränkt; ein bereits eingeleitetes Einzugsstellenverfahren nach § 28h Abs 2 SGB IV würde 

gemäß § 7a Abs 1 S 1 Halbs 2 SGB IV vielmehr sogar ein Antragsverfahren nach § 7a SGB IV 

ausschließen. Schon wegen dieser eigenen Möglichkeit des Steuerberaters zur "Verfahrens-

steuerung" (= Einzugsstellenverfahren nach § 28h SGB IV in Eigenregie oder Antragsverfahren 

nach § 7a SGB IV ggf unter Einschaltung eines insoweit vertretungsbefugten Bevollmächtigten) 

kann nicht angenommen werden, dass die sachgerechte Erfüllung der ihm obliegenden Haupt-

aufgabe gegenüber seinen Mandanten in wesentlicher Hinsicht beeinträchtigt wird.  

 

d) Eine Vertretungsbefugnis in Anfrageverfahren nach § 7a SGB IV folgt schließlich auch nicht 

aus § 13 Abs 6 S 2 SGB X iVm § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG (zur Regelung allgemein im Folgen-

den aa). Das ergibt sich - in Übereinstimmung mit der überwiegend in der Literatur vertretenen 

Auffassung (Leitherer in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 2012, § 73 RdNr 6; 

Littmann in Lüdtke, SGG, 4. Aufl 2012, § 73 RdNr 5; Arndt in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2. Aufl 

2014, § 73 RdNr 20 mit Fußnote 43; Berchtold in Berchtold/Richter, Prozesse in Sozialsachen, 

2009, § 10 RdNr 2; Ulmer in Hennig, SGG, § 73 RdNr 88, Kommentierungsstand September 

2012; aA Beyer-Petz, DStR 2010, 2424; Arens/Pelke, DStR 2012, 627, 628) - aus Wortlaut 

(dazu bb), Regelungssystematik (dazu cc), Entstehungsgeschichte (dazu dd) sowie Sinn und 

Zweck der einschlägigen Normen (dazu ee), ohne dass dem Rechtsprechung des 12. Senats 

des BSG entgegensteht (dazu ff). 

 

aa) Gemäß § 13 Abs 6 S 2 SGB X (hier anzuwenden idF des Gesetzes vom 11.12.2008, BGBl I 

2418) können Personen, die nach § 73 Abs 2 S 1 und S 2 Nr 3 bis 9 SGG zur Vertretung im 

sozialgerichtlichen Verfahren befugt sind, nicht als Bevollmächtigte und Beistände vom Vortrag 
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in einem Verwaltungsverfahren zurückgewiesen werden. § 73 Abs 2 S 1 SGG regelt seit dem 

Gesetz zur Neuregelung des Rechtsberatungsrechts vom 12.12.2007 (BGBl I 2840) mit Wirkung 

zum 1.7.2008, dass sich Beteiligte durch einen Rechtsanwalt oder bestimmte Rechtslehrer ver-

treten lassen können (Erweiterung durch Art 10 Gesetz vom 22.12.2010, BGBl I 2248). Darüber 

hinaus sind nach § 73 Abs 2 S 2 SGG als Bevollmächtigte vor dem SG und dem LSG vertre-

tungsbefugt "nur" die in den folgenden Nrn 1 bis 9 genannten Personenkreise. Nach § 73 Abs 2 

S 2 Nr 4 SGG gehören zu diesen vertretungsbefugten Personen ua Steuerberater, Steuerbe-

vollmächtigte, Wirtschaftsprüfer und vereidigte Buchprüfer "in Angelegenheiten nach den §§ 28h 

und 28p des Vierten Buches Sozialgesetzbuch". 

 

bb) Da der Wortlaut des § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG eine Vertretungsbefugnis für Steuerberater 

lediglich für Angelegenheiten nach § 28h SGB IV und § 28p SGB IV vorsieht, während Angele-

genheiten nach § 7a SGB IV dort nicht genannt werden, kann die Klägerin ihre Befugnis für ein 

Auftreten im Antragsverfahren daraus nicht herleiten.  

 

cc) Auch die Auslegung nach dem systematischen Zusammenhang eröffnet diese Befugnis 

nicht. Die Vertretungsbefugnis von Steuerberatern gemäß § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG ist als Aus-

nahme von § 73 Abs 2 S 1 SGG konzipiert, dh über den in § 73 Abs 2 S 1 SGG explizit 

genannten Personenkreis hinaus sollen andere, ausdrücklich bezeichnete Vertreter "nur" in den 

dann nachfolgend in Satz 2 enumerativ (vgl Leitherer, aaO, § 73 RdNr 6; Littmann, aaO, § 73 

RdNr 5) aufgezählten Verfahren vertretungsbefugt sein. Knüpft das Gesetz eine Rechtsfolge 

unter Verwendung des Wortes "nur" an bestimmte Tatbestände, kann daraus im Umkehr-

schluss allein hergeleitet werden, dass die Rechtsfolge für andere Tatbestände nicht gilt (vgl 

Larenz/Canaris, Methodenlehre der Rechtswissenschaft, 3. Aufl 1995, S 209).  

 

Hieraus folgt mit Blick auf § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG, dass eine Beschränkung der Vertretung 

durch Steuerberater in sozialgerichtlichen Prozessen auf Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV 

ersichtlich gewollt ist und den Umkehrschluss rechtfertigt, dass die Vertretung in Verfahren nach 

§ 7a SGB IV nicht erfolgen darf (kritisch, aber im Ergebnis ebenso Ulmer, aaO, § 73 RdNr 88). 

 

dd) Auch die Entstehungsgeschichte des Gesetzes spricht gegen die Ausweitung der Vertre-

tungsbefugnis des § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG auf Verfahren nach § 7a SGB IV und schließt ins-

besondere die Annahme einer eine Analogie ermöglichenden Regelungslücke aus. Die Neure-

gelung der Vertretungsbefugnisse in § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG zum 1.7.2008 mit ihrer 

Beschränkung auf die in §§ 28h, 28p SGB IV genannten Angelegenheiten erfolgte nämlich zu 

einem Zeitpunkt, als der zum 1.1.1999 geschaffene § 7a SGB IV schon seit fast zehn Jahren in 

Kraft war. Zudem wurde § 13 Abs 6 S 2 SGB X durch Gesetz vom 11.12.2008, also annähernd 

ein Jahr später, mit Wirkung zum 18.12.2008 geändert und an die Neufassung des § 73 SGG 

angepasst, ohne dass dabei seitens des Gesetzgebers ein inhaltlicher Änderungsbedarf gese-

hen wurde. Wenn die Neuregelungen des SGG und des SGB X zur Vertretungsbefugnis aber 
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unter Auslassung der Verfahren nach § 7a SGB IV vorgenommen wurden, spricht alles gegen 

ein bloßes Redaktionsversehen des Gesetzgebers. 

 

ee) Das Bestehen einer Vertretungsbefugnis in Verfahren nach §§ 28h, 28p SGB IV, nicht aber 

in solchen nach § 7a SGB IV in § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG erklärt sich im Übrigen vor dem Hin-

tergrund, dass Einzugsstellen- und Betriebsprüfungsverfahren im Gegensatz zu Statusfeststel-

lungsverfahren nach § 7a SGB IV typischerweise bereits eine beitragsrechtliche Komponente 

enthalten. In den in den erstgenannten Verfahren erlassenen Bescheiden steht nämlich regel-

mäßig eine konkrete (nach-)geforderte Beitragssumme im Raum. Dieser im Regelfall beitrags-

rechtliche Bezug der Einzugsstellen- und Betriebsprüfungsverfahren hat damit eine enge Ver-

bindung zur jeweils konkret geübten betrieblichen Praxis der Lohnbuchführung, die Abgaben in 

Form von Lohnsteuer und Beiträgen auf Arbeitsentgelt zum Gegenstand hat. Demgegenüber 

weisen - wie bereits oben unter 2. b) bb) sowie cc) (2) näher dargestellt - Anfrageverfahren des 

§ 7a SGB IV auf der Verfahrens- und Rechtsfolgenseite verschiedene Besonderheiten auf und 

betreffen im Rahmen der Prüfung, ob eine Abgabenschuld in Form von Beiträgen entstand 

und/oder ob sie ausgehend von den einschlägigen Grundlagen über die Bemessung der Abga-

ben zutreffend errechnet wurde, eher grundsätzlich zu klärende, der Beitragsabführung vorgela-

gerte Fragen.  

 

ff) Das gewonnene Auslegungsergebnis wird auch nicht dadurch in Frage gestellt, dass der 

12. Senat des BSG in seiner Rechtsprechung (Urteil vom 11.3.2009 - B 12 R 11/07 R - BSGE 

103, 17 = SozR 4-2400 § 7a Nr 2, RdNr 17 und vom 4.6.2009 - B 12 R 6/08 R - Juris RdNr 17) 

entschieden hat, dass die Verfahren nach § 7a SGB IV einerseits und nach §§ 28h, 28p SGB IV 

andererseits bezüglich der Feststellung der Versicherungspflicht inhaltlich gleichwertig sind - wie 

dies auch in § 7a Abs 1 S 1 Halbs 2 SGB IV zum Ausdruck kommt. Mit der Feststellung einer 

solchen Gleichwertigkeit ist nicht zugleich eine Aussage darüber verbunden, welche Berufs-

gruppen in diesen Verfahren als Bevollmächtigte auftreten dürfen. Erst recht kann aus dieser 

Rechtsprechung nicht etwa abgeleitet werden, dass die im vorliegenden Rechtsstreit einschlägi-

gen gesetzlichen Grundlagen eine planwidrige Lücke enthalten, die eine Analogie im Rahmen 

des § 73 Abs 2 S 2 Nr 4 SGG rechtfertigen könnte.  

 

e) Die aufgezeigte Auslegung des Gesetzesrechts verletzt schließlich auch keine Grundrechte 

der Klägerin. Insbesondere liegt ein Verstoß gegen ihre durch Art 12 Abs 1 GG gewährleistete 

Freiheit der Berufsausübung als Steuerberaterin nicht vor. Selbst wenn man einen Eingriff in den 

Schutzbereich durch die Verneinung einer Vertretungsbefugnis in Anfrageverfahren nach § 7a 

SGB IV bejaht, wäre dieser allenfalls in einem Randbereich des Berufes des Steuerberaters zu 

verorten und lässt das Berufsbild im Kernbereich und die durch den Beruf gesicherte Existenz 

unbeeinträchtigt (vgl dazu allgemein bereits BSG SozR 3-1300 § 13 Nr 3 S 10 f). Ein möglicher 

Eingriff wäre jedenfalls durch den legitimen Zweck des RDG gedeckt, Rechtsuchende, Rechts-

verkehr und Rechtsordnung vor nicht adäquaten Rechtsdienstleistungen zu schützen. Hierin 

liegt eine hinreichende Rechtfertigung für die Intensität des hier lediglich marginal feststellbaren 
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Eingriffs in die Berufsausübungsfreiheit betreffend bestimmte Sozialverwaltungsverfahren. 

Angesichts der Subsidiarität des Grundrechts auf allgemeine Handlungsfreiheit aus Art 2 Abs 1 

GG gegenüber demjenigen aus Art 12 Abs 1 GG (BVerfG Beschluss vom 21.6.2011 - 1 BvR 

2930/10 - NZS 2012, 102 RdNr 25) ist auch insoweit ein Verstoß gegen Grundrechte der Kläge-

rin zu verneinen.  

 

3. Die Kostenentscheidung ergibt sich aus § 197a Abs 1 S 1 Teils 3 SGG iVm § 154 Abs 2 

VwGO. 

 

4. Die Streitwertfestsetzung für das Revisionsverfahren folgt aus § 197a Abs 1 S 1 Teils 1 SGG 

iVm § 63 Abs 2 S 1, § 52 Abs 1, § 47 GKG. Danach maßgebend ist die Bedeutung der Sache 

für die Klägerin, wie sie sich aus deren Antrag ergibt. Nach dem Vorbringen und dem mit der 

Klage verfolgten erkennbaren Rechtsschutzziel der Klägerin erschöpft sich die kostenrechtlich 

zu beachtende Bedeutung des Revisionsverfahrens vorliegend nicht nur im Gebührenanspruch 

der Klägerin als Bevollmächtigte für das Auftreten für einen ihrer Mandanten in einem einzigen 

Verwaltungsverfahren, vielmehr geht es ihr allgemein um die zukunftsgerichtete Klärung der 

Berechtigung, in ihrer Eigenschaft als Steuerberaterin in Statusfeststellungsverfahren nach § 7a 

SGB IV gegenüber der dafür sachlich einheitlich und immer wieder zuständigen beklagten DRV 

Bund aufzutreten. Unter diesem Blickwinkel erscheint es hier mangels hinreichender Anhalts-

punkte für eine anderweitige Schätzung gerechtfertigt, den Streitwert in Höhe des Auf-

fangstreitwerts nach § 52 Abs 2 GKG anzusetzen. 
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